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Die Kapitalabfindung einer betrieblichen Pensionszu-
sage für einen GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer 
– ein nicht kalkulierbares steuerliches Risiko?
Anforderungen an eine steuerlich optimierte Kapitalabfindung

Wenn sich Gesellschafter-Geschäftsführer (GGF) mit einer Pensionszusage entschließen, „ihre“ GmbH zu verkaufen, 
wird der Kaufinteressent regelmäßig darauf drängen, dass die GmbH „lastenfrei“ ist, insbesondere nicht durch Pensi-
onsverpflichtungen belastet ist. Verzichtet der GGF in diesem Fall auf die Pensionszusage gegen Zahlung einer Kapital-
abfindung, wird er seitens der BFH-Rechtsprechung mit katastrophalen steuerlichen Konsequenzen bedacht. Wie man 
für diesen Fall vorbeugen kann, erläutert der Beitrag.

Jahr  1997 dazu, dass bei Gesellschaftern Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit in  Höhe des quantifizierten 
(Teil-)Verzichts ausgelöst werden und dieser bei der GmbH 
als verdeckte Einlage zu behandeln ist. 
Der BFH geht davon aus, dass
–	� die Anwartschaft auf Leistungen der Altersversorgung 

(Pensionszusage) einen einlagefähigen Wert (Wirt-
schaftsgut) darstellt und

–	� der Verzicht auf diesen Wert (Anwartschaft) eine Ver-
fügung über diese darstellt, die zu einem Wertzufluss 
beim Verzichtenden führt.

Der Wertzufluss führt beim GGF zu Einkünften nach § 19 
EStG.

Auf der GmbH-Ebene erfolgt eine Einlage, hierdurch 
wird eine Kapitalerhöhung bewirkt. Gleichzeitig wird die 
Pensionsrückstellung für den anteiligen Verzicht gewinner-
höhend aufgelöst.

Die Höhe des zu versteuernden Teilverzichts wird mit 
dem betriebswirtschaftlichen Teilwert der Pensionsanwart-
schaft bemessen, also nicht mit dem steuerrechtlichen Teil-
wert gemäß § 6a EStG (steuerliche Pensionsrückstellung), 
sondern den Wiederbeschaffungskosten, also dem Betrag, 
den ein anderer Versorgungsträger (z.B. Versicherungsun-
ternehmen) zur Übernahme der Pensionsverpflichtung 
verlangt (sogenannter Versicherungsbarwert, der deutlich 
über dem steuerrechtlichen Barwert liegt).

Die Zahlung des Abfindungsbetrags wird von der Fi-
nanzverwaltung grundsätzlich als eine gesellschaftsrecht-
lich veranlasste Vermögensminderung auf GmbH-Ebene 
eingeordnet. Der entsprechende Aufwand wird außerbi-
lanziell als vGA wieder hinzugerechnet. Auf Ebene des Ge-
sellschafters sind in Höhe der Abfindungszahlung Kapital-
erträge nach § 20 EStG zu versteuern.

ðZusammengefasst ergeben sich für den Gesellschaf-
ter Steuerbelastungen nach § 19 EStG auf Basis des 

betriebswirtschaftlichen Teilwerts (Verzicht) und nach 
§  20 EStG für die Kapitalzahlung sowie für die GmbH die 

Überblick:
1.	� Beispiel für die Steuerlast bei einer Abfindung auf 

Basis der BFH-Rechtsprechung (Veräußerung der 
GmbH)

2.	� Kapitalabfindung im Rahmen einer Liquidation der 
Gesellschaft

3.	� Würdigung der BFH-Rechtsprechung und 
Konsequenzen hieraus für den Fall der 
Anteilsveräußerung oder Liquidation

4.	� Aktuelle Handlungsempfehlungen für 
Kapitalabfindungen von GGF-Pensionszusagen

In der jüngeren Vergangenheit werden Kapitalabfindun-
gen betrieblicher Pensionszusagen zugunsten geschäfts-
führender Gesellschafter von Kapitalgesellschaften (GGF) 
immer häufiger von der Finanzverwaltung als Verzicht des 
GGF auf die Pensionszusage und als verdeckte Gewinnaus-
schüttung (vGA) der Gesellschaft eingeordnet. Dies betrifft 
insbesondere Kapitalisierungen ohne vorherige klare und 
eindeutige Vereinbarung im Falle der Liquidation, der Ver-
äußerung der Geschäftsanteile oder Inanspruchnahme 
einer vorgezogenen Versorgungsleistung. Hierbei beruft 
sich die Finanzverwaltung auf die BFH-Rechtsprechung 
(BFH, Urteile vom 11.9.2013, Az. I R 28/13; GmbH-Stpr 2014, 
S.  142, und 14.3.2006, Az.  I R 38/05; GmbH-Stpr  2006, 
S. 339), wonach die Abfindung einer Pensionszusage vor 
Eintritt des Versorgungsfalls gemäß der geschäftsvorfallbe-
zogenen Betrachtungsweise in zwei Vorgänge (Buchungs-
sätze) aufzuteilen ist:
–	� den Verzicht auf die Pensionszusage (Pensionsrückstel-

lung an Ertrag) und
–	� die Zahlung der Abfindung (Aufwand an Bank).
Ein Verzicht oder Teil-Verzicht auf eine betriebliche Alters-
versorgung führt nach einer BFH-Entscheidung aus dem 
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achter und bAV-Berater, welche Möglichkeiten zur Auslage-
rung der Pensionszusage bestehen. 

Es werden dann die Optionen Auslagerung auf einen 
Pensionsfonds (hier kommt nur die versicherungsförmige 
Variante mit Bezug auf die endgültige und abschließen-
de Enthaftung der Gesellschaft infrage), schuldbefreiende 
Übertragung auf eine Pensionsverwaltungsgesellschaft 
(mit einem Vermögenswert in Höhe des BilMoG-Barwerts 
zuzüglich Risiko- und Sicherheitszuschlag in Höhe von 10 bis 
20% des Barwerts nach der BFH-Rechtsprechung aus dem 
Jahr 2016) und die Kapitalabfindung mit dem steuerlichen 
Barwert diskutiert. Die ersten beiden Optionen führen zu Li-
quiditätsbelastungen in Höhe von ca. dem Dreifachen (Pen-
sionsfonds) bzw. dem Zweifachen (Pensionsgesellschaft) 
des steuerlichen Barwerts der erdienten Anwartschaft auf 
Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenrente. Da aber Liqui-
dität in diesem Umfang nicht vorhanden ist, scheiden diese 
beiden Varianten aus betriebswirtschaftlichen Gründen aus. 
Es bleibt also nur die Möglichkeit der Kapitalabfindung, um 
die geforderte Auslagerung der Pensionszusage umzuset-
zen und die Verkaufsverhandlungen fortführen zu können.

Nach der BFH-Rechtsprechung führt diese Kapitalabfin-
dung bei dem versorgungsberechtigten GGF zu folgen-
den Steuerzahlungen: Auf den Kapitalwert der Abfindung 
in  Höhe von – angenommen – 500.000  € (Barwert der 
erdienten Anwartschaft nach steuerrechtlichen Grundsät-
zen berechnet, Richttafeln Heubeck 2018 G, Rechnungs-
zins 6% gemäß § 6a EStG) werden 25% Abgeltungsteuer 
(Einkünfte aus Kapitalvermögen, § 20 EStG), also 125.000 € 
fällig. Zusätzlich ist der „Verzicht“ mit dem betriebswirt-
schaftlichen Teilwert (also Wiederbeschaffungswert gleich 
Versicherungsbarwert) nach § 19 EStG zu versteuern: Wie-
derbeschaffungswert in Höhe von 1.000.000 € (Annahme), 
Einkommensteuersatz 45%, also 450.000  € Einkommen-
steuer. Die Gesamtsteuerbelastung des GGF beträgt also 
575.000 € bei einer Abfindung von 500.000 € (!), hierbei 
sind noch nicht die zusätzlichen Abgaben für Solidaritäts-
zuschlag und ggf. Kirchensteuer berücksichtigt.

Hinzu kommen noch die steuerlichen Belastungen für 
die Gesellschaft aus der vGA (kein Betriebsausgabenabzug 
für die Kapitalzahlung) und die steuerpflichtige gewinner-
höhende Auflösung der gebildeten Pensionsrückstellung 
in Höhe von ca. 30% (Körperschaft- und Gewerbesteuer) 
auf 450.000 € (bilanzierter steuerlicher Teilwert in der Bilanz 
des letzten Wirtschaftsjahres), also 135.000 €. Auch hier 
wäre noch der Solidaritätszuschlag auf den Körperschaft-
steueranteil zu ergänzen.

2.	� Kapitalabfindung im Rahmen einer Liqui-
dation der Gesellschaft

Die Finanzverwaltung geht in der Praxis auch im Rahmen 
der Liquidation einer Kapitalgesellgesellschaft von der ge-

Nachversteuerung der gewinnerhöhenden Auflösung der 
Pensionsrückstellung und die Nichtanerkennung des Be-
triebsausgabenabzugs der Abfindungszahlung. Also eine 
Gesamtsteuerlast von im Einzelfall deutlich mehr als 100% 
der Alterskapitalzahlung und somit ein steuerlicher worst 
case. Die verdeckte Einlage auf GmbH-Ebene, also Erhöhung 
der Anschaffungskosten, kann dagegen nicht als Ausgleich 
gewertet werden, da sie dem Gesellschafter – zumindest 
kurzfristig – keine messbare Wertsteigerung verschafft.

Bei dem vom BFH mit Urteil vom 11.3.2013 (am ange-
gebenen Ort) entschiedenen Fall erfolgte die Abfindung 
der Pensionszusage bei einem 52-jährigen beherrschen-
den GGF. Da dies in der ursprünglichen Zusage nicht vorge-
sehen war, genüge die kurz zuvor getroffene Abfindungs-
vereinbarung nicht den Anforderungen an eine vorherige 
eindeutige und klare Vereinbarung. Diese „Spontanabfin-
dung“ sei vielmehr gesellschaftsrechtlich bedingt. Daher 
liege eine vGA vor. Diese sei geschäftsvorfallbezogen zu 
beurteilen und somit sei das Urteil vom 14.3.2006 (am an-
gegebenen Ort) anzuwenden.

Als problematisch werden hier also vom obersten Fi-
nanzgericht zwei Tatbestände herangezogen: die fehlende 
vorherige eindeutige und klare Vereinbarung und die vor-
zeitige Geltendmachung der Versorgungsanwartschaft vor 
Eintritt eines Versorgungsfalls. Nach Auffassung der Finanz-
verwaltung sollte die Vereinbarung einige Zeit (z.B. zwei 
bis drei Jahre) vor der Vereinbarung zur Kapitalisierung der 
Altersrente getroffen werden, um nicht mehr als „Spontan-
abfindung“ eingestuft zu werden. Diese Argumentation 
des Finanzgerichts ist nur schwer nachvollziehbar, da ja 
eine klare und eindeutige Vereinbarung zur Kapitalabfin-
dung mit Gesellschafterbeschluss und arbeitsrechtlich 
wirksamem Vertrag zur Kapitalisierung der Altersrente ge-
troffen wurde. Diese Vereinbarung wurde nur nicht schon 
längere Zeit vor der Realisierung getroffen. Das konnte sie 
auch gar nicht, da zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht fest-
stand, dass die Pensionszusage kapitalisiert werden sollte, 
geschweige denn zu welchem Zeitpunkt und in welcher 
Höhe. 

1.	� Beispiel für die Steuerlast bei einer Abfin-
dung auf Basis der BFH-Rechtsprechung 
(Veräußerung der GmbH)

Ausgangsfall:
Es wird beabsichtigt, die Pensionszusage im Alter von 54 des 
GGF zu kapitalisieren, da die GmbH veräußert werden soll. 
Der mögliche Investor fordert nach einer ersten betriebswirt-
schaftlichen Prüfung des Unternehmens (Due Diligence) die 
Auslagerung der betrieblichen unmittelbaren Pensionszusa-
ge. Nur unter dieser Voraussetzung ist der Investor bereit, in die 
Verkaufsverhandlungen einzusteigen.

Die Geschäftsführung der Gesellschaft und ihr steuerlicher 
Berater fragen daher den versicherungsmathematischen Gut-
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stellung für die Pensionsverpflichtung, da der Versicherer 
aktuell nur einen Minimalzins von 0,25% garantiert, andere 
Sterbetafeln mit höherer Lebenserwartung verwendet und 
zusätzliche Kosten in Form von Abschluss-/Einrichtungs- 
sowie Verwaltungskosten belastet.

3.	� Würdigung der BFH-Rechtsprechung und 
Konsequenzen hieraus für den Fall der 
Anteilsveräußerung oder Liquidation

Unter Berücksichtigung der extrem hohen steuerlichen 
Belastung einer Kapitalisierung der GGF-Pensionszusa-
ge als Spontanabfindung im  Sinne der BFH-Rechtspre-
chung (deutlich über 100% im obigen Beispiel) sind 
sowohl der Verkauf oder Teilverkauf einer GmbH mit GGF-
Pensionszusage(n) als auch die Liquidation der Gesellschaft 
wirtschaftlich nicht tragbar und somit nicht mehr umsetz-
bar. Somit führt die höchstrichterliche Finanz-Rechtspre-
chung zu dem Ergebnis, dass der Verkauf einer GmbH erst 
und eigentlich nur mit Erreichen des Pensionsalters des 
GGF möglich ist (unter der Annahme, dass die Zusage die 
übliche Kapitalisierungsoption bei Rentenbeginn vorsieht). 
Falls aber die GmbH mehr als nur einen geschäftsführen-
den Gesellschafter mit Pensionszusage hat, scheitert auch 
dieser Ansatz, da beide GGF nicht gleichzeitig das Pensi-
onsalter erreichen werden. Auch die Liquidation, also die 
Einstellung der operativen Tätigkeit einer GmbH mit GGF-
Pensionszusage(n) und Löschung der Gesellschaft im Han-
delsregister können nicht abgeschlossen werden, solange 
noch Rentenverpflichtungen bestehen. Im Ergebnis muss 
also die Gesellschaft bis zum Tod des GGF bzw. dem Tod der 
in der Zusage begünstigten Hinterbliebenen fortbestehen, 
wenn die hohen Steuerlasten als Folge der aktuellen BFH-
Rechtsprechung vermieden werden sollen.

ðDie Situation, dass die steuerrechtlichen Rahmenbe-
dingungen den Verkauf oder die Liquidation eines 

Unternehmens praktisch ausschließen, kann aber nicht 
akzeptiert werden. Es besteht also dringender Handlungs-
bedarf, diese höchstrichterliche Finanzrechtsprechung zu 
überdenken und zu korrigieren.

Unter der Annahme, dass die Kapitalabfindung steu-
erlich anerkannt wird, führt die steuerliche Belastung in 
dem obigen Beispiel zu deutlich günstigeren und damit 
vertretbaren Ergebnissen: Auf den Kapitalwert der Abfin-
dung in Höhe von 500.000 € (Barwert der erdienten An-
wartschaft nach steuerrechtlichen Grundsätzen berechnet, 
Richttafeln Heubeck  2018 G, Rechnungszins 6%, gemäß 
§ 6a EStG) werden bis zu 45% Einkommensteuer (Einkünfte 
aus nichtselbstständiger Tätigkeit, § 19 EStG), also maximal 
225.000 € fällig. Unter Berücksichtigung der Fünftelrege-
lung (§ 34 EStG) kann diese Steuerlast auch noch deutlich 
niedriger ausfallen. Gegebenenfalls sind noch die zusätzli-
chen Abgaben für Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer 
zu berücksichtigen. 

sellschaftsrechtlichen Veranlassung der Kapitalabfindung 
der Pensionszusage mit den negativen steuerrechtlichen 
Folgen des Verzichts und der vGA aus. Dies gilt insbesonde-
re, wenn für diesen Fall keine Option zur Kapitalisierung in 
der Pensionszusage vorgesehen ist (Stichwort Spontanab-
findung), beispielhaft in einem Alter kurz vor Erreichen des 
Pensionsalters 67 oder während der Rentenbezugszeit im 
fortgeschrittenen Alter und einer bestehenden Kapitalisie-
rungsoption nur bei Eintritt des Versorgungsfalls zur festen 
Altersgrenze 67.

Die gesellschaftsrechtliche Veranlassung ist hier aber 
gar nicht gegeben, es ergibt sich faktisch eine andere 
Sachlage. Die operative Tätigkeit des Unternehmens wird 
eingestellt, und die GmbH soll im Handelsregister ge-
löscht werden. Eine solche Entscheidung zur Liquidation 
der Gesellschaft ist ausschließlich betriebswirtschaftlich 
begründet, da z.B. bei Fortführung des Unternehmens 
eine mögliche Insolvenz droht bzw. die Fortführung des 
Unternehmens aus anderen Gründen nicht realisierbar ist. 
Somit besteht ausschließlich eine betriebliche – und eben 
keine gesellschaftsrechtliche – Motivation für die Liqui-
dation des Unternehmens. Die Liquidation kann aber erst 
abgeschlossen werden, wenn alle Verbindlichkeiten des 
Unternehmens erfüllt bzw. vertraglich abschließend ge-
regelt wurden. Zu diesen Verbindlichkeiten gehören auch 
betriebliche Pensionsverpflichtungen in Form unmittelba-
rer Versorgungszusagen, zu deren Erfüllung sich das Unter-
nehmen verpflichtet hat. Somit zählt hierzu auch die Pen-
sionszusage des früheren, inzwischen ausgeschiedenen, 
geschäftsführenden Gesellschafters. Jedes Hinauszögern 
des Abschlusses der Liquidation des Unternehmens führt 
dann zu zusätzlichen, also erhöhten Kosten und somit zu 
einer weiteren Entwertung des Unternehmens, also auch 
mittelbar zu weiteren Wertverlusten des Rückdeckungsver-
mögens der bestehenden unverfallbaren Pensionszusage. 
Hieraus ergibt sich eine hohe betriebliche Motivation zur 
abschließenden und endgültigen Regelung der Pensions-
verpflichtung. Wenn sich dann Versorgungsberechtigter 
und Unternehmen einvernehmlich auf eine Kapitalisierung 
der zugesagten Altersrente verständigen, kann die be-
triebswirtschaftlich gewünschte Liquidation abgeschlos-
sen werden. Somit liegt für die Kapitalisierung der Alters-
rente ausschließlich eine betriebliche Veranlassung und 
nicht die von der Finanzverwaltung unterstellte gesell-
schaftsrechtliche Veranlassung vor. 

Die Alternative zur Kapitalabfindung wäre die Über-
tragung auf eine Liquidations-Direktversicherung. Die 
betriebliche Veranlassung einer solchen Übertragung auf 
eine Liquidations-Direktversicherung ist meines Erachtens 
unstrittig. Der Abschluss einer entsprechenden Versiche-
rung scheitert aber in der Regel an der sehr hohen liqui-
den Belastung der Gesellschaft: Die Prämie beträgt ca. das 
Zweieinhalb- bis Dreifache der steuerlichen Pensionsrück-
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Auf der Ebene der Gesellschaft stellt dann die Ab-
findungszahlung (500.000  €) eine steuerwirksame Be-
triebsausgabe dar, gleichzeitig wird die bilanzierte Pen-
sionsrückstellung zum Ende des Vorjahres (450.000  €) 
gewinnerhöhend aufgelöst. Es entsteht also in dem Bei-
spiel ein Aufwand in Höhe von 50.000 €, der die Steuerlast 
des operativen Gewinns der GmbH mindert (ca. 30% von 
50.000 €, also 15.000 € Steuervorteil).

Die Gesamt-Steuerbelastung von GGF und GmbH be-
trägt also bis zu 210.000 € im Vergleich zu 710.000 € in 
der aktuellen steuerrechtlichen Situation bzw. Praxis der 
Finanzverwaltung.

4.	� Aktuelle Handlungsempfehlungen für Kapital-
abfindungen von GGF-Pensionszusagen

ÿSolange die BFH-Rechtsprechung nicht korrigiert 
wird, sollten die bestehenden Pensionszusagen zur 

Minimierung der steuerlichen Risiken wie folgt angepasst 
werden:
–	� Vereinbarung einer Option zur Kapitalisierung der Al-

tersrente bei Rentenbeginn sowohl bei Erreichen der 
festen Altersgrenze (65 bzw. 67 Jahre) als auch bei vor-
gezogenem/aufgeschobenem Abruf der Altersrente. 
Diese Option sollte zwingend die Anforderungen der 
aktuellen BFH-Rechtsprechung (BFH, Beschluss vom 
10.7.2019, Az. XI R 47/17 und Urteil vom 23.7.2019, Az. XI 
R 48/17; GmbH-Stpr 2019, S. 372) erfüllen: Angabe von 
Rechnungsgrundlagen, Sterbetafeln, Rechnungszins 
und weiterer Parameter wie z.B. Rentendynamik sowie 
Bewertungsansatz als Bar- bzw. Anwartschaftsbarwert 

der erdienten Ansprüche bzw. Anwartschaften. Diese 
Regelung ist in vielen GGF-Pensionszusagen in der Pra-
xis schon vorhanden.

–	� Mehrwertklausel für den Fall, dass das Rückdeckungs-
vermögen den steuerrechtlichen Ansatz des Barwerts 
überschreitet (unter Berücksichtigung der Obergrenze 
Versicherungsbarwert).

–	� Erweiterung der Kapitalisierungsoption auf die Fälle:
	 1.  �Veräußerung von Kapitalanteilen in der Anwart-

schafts- oder Rentenphase,
	 2.  �Veränderung/Anpassung der Gesellschafterstruktur 

in der Anwartschafts- oder Rentenphase,
	 3.  �Schenkung von Kapitalanteilen z.B. an Kinder,
	 4.  �Kapitalisierung während des Bezugs der Altersrente 

(mit Definition eines Höchstalters zur Vermeidung 
der negativen Risikoselektion),

	 5.  �Liquidation des Unternehmens.

ÿDie Ergänzung der Pensionszusage um diese Kapi-
talisierungsoption bzw. die Erweiterung der beste-

henden Kapitalisierungsoption muss zusätzlich mit einem 
Gesellschafterbeschluss zivilrechtlich abgesichert werden. 
Wenn dann die Kapitalisierung der GGF-Pensionszusage 
frühestens zwei bis drei  Jahre nach Ergänzung/Anpas-
sung der Pensionszusage konkret bei Vorliegen von einem 
der in der Zusage aufgeführten Tatbestände wie Veräuße-
rung der Kapitalanteile oder Liquidation beschlossen und 
umgesetzt wird, liegt keine Spontanabfindung im  Sinne 
der BFH-Rechtsprechung vor und die steuerlich negativen 
Sachverhalte Verzicht, verdeckte Einlage und vGA können 
vermieden werden.

Weiterführende Quellen:
Kunisch, Übertragung der Altersversorgung des GmbH-Geschäftsführers bei Verkauf der GmbH, GmbH-Stpr 2022, S. 105 ff.
Ott, Auslagerung einer Pensionszusage auf eine Rentner-GmbH, GmbH-Stpr 2017, S. 129 ff.
Lammel/Bieniek, Insolvenzschutz der betrieblichen Altersversorgung von GmbH-(Gesellschafter-)Geschäftsführern, GmbH-Stpr 2020, S. 230 ff.

Steuerrecht
ý	 Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
bei Belastung des Gesellschafterverrechnungskontos 
des Steuerpflichtigen: Die Steuerermäßigung für Hand-
werkerleistungen nach § 35a Abs. 3 EStG kann nur in An-
spruch genommen werden, wenn der Rechnungsbetrag 
auf einem Konto des Leistenden bei einem Kreditinstitut 
gutgeschrieben wird. Die Gutschrift des Rechnungsbe-
trags im Wege der Aufrechnung durch Belastung des Ge-
sellschafterverrechnungskontos des Steuerpflichtigen bei 
der leistungserbringenden GmbH genügt den gesetzlichen 

Anforderungen an den Zahlungsvorgang nicht (BFH, Be-
schluss vom 9.6.2022, Az. VI R 23/20). GmbH-Gesellschafter, 
die „ihre“ GmbH mit Handwerkerleistungen beauftragen, 
sollten die Rechnung daher nicht über das Gesellschafter-
verrechnungskonto begleichen.

ý	 Gewerbesteuerliches Schachtelprivileg gilt auch für 
doppelt ansässige Kapitalgesellschaften: Der Anwen-
dungsbereich des § 9 Nr. 2a GewStG umfasst nicht nur Kapi-
talgesellschaften, die ihren statuarischen Sitz und ihren Ort 
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Wichtige Urteile und Verwaltungserlasse für die GmbH, die erst nach Redaktionsschluss bekannt geworden sind. Die Volltexte 
können Abonnenten unter www.gmbh-datenbank.de kostenlos abrufen.


